Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4231 


29 . 10 . 75 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Vogei (Ennepetai), Dr. Miitner, 
Dr. Kiein (Göttingen) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3912 - 


betr. Deutsche Kommunistische Partei 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 28. Oktober 1975 - ös 2-614 223/1 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) wurde 
am 26. September 1968 in Frankfurt am Main ge- 
gründet. Sie konnte sich bei ihrem Aufbau in großem 
Umfang auf die Mitglieder der 1956 verbotenen KPD 
stützen. 

Der offizielle Gründungsparteitag der DKP fand am 
12. /13. April 1969 in Essen statt. Die Delegierten be- 
schlossen ein Parteistatut, eine Grundsatzerklärung 
und ein Aktionsprogramm und wählten die Partei- 
organe. Ende 1974 hatte die DKP etwa 40 000 Mit- 
glieder in zwölf Bezirksorganisationen. Ihr Zentral- 
organ „Unsere Zeit“, das als Tageszeitung erscheint, 
hat eine Auflage von etwa 30 000 Exemplaren. Das 
Theorieorgan der DKP sind die „Marxistischen 
Blätter“. 

Die von der DKP abhängigen und ihrer ideologi- 
schen Linie folgenden Hilfsorganisationen „Soziali- 
stische Deutsche Arbeiterjugend“ (Ende 1974: etwa 
13 000 Mitglieder), „Junge Pioniere“ und der 
„Marxistische Studentenbund Spartakus“ (Ende 
1974: etwa 4500 Mitglieder) sollen die Ideen des 
Marxismus-Leninismus unter Jugendlichen, Kindern 
und Studenten verbreiten und für die DKP in diesen 
Zielgruppen Anhänger gewinnen. 

Die DKP repräsentiert den orthodoxen Kommunis- 
mus sowjetischer Prägung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie folgt in allen ideologischen und 
politischen Fragen vorbehaltlos der von der KPdSU 
und der SED vertretenen Linie. Insofern unterschei- 
det sie sich von anderen kommunistischen Parteien 
Westeuropas, z. B. der Kommunistischen Partei Ita- 
liens, die in einzelnen Fragen (z. B. Besetzung der 
Tschechoslowakei) eine andere Haltung als die 
KPdSU einnehmen. 

Materiell ist die DKP, wiederum im Unterschied zu 
anderen orthodox-kommunistischen Parteien West- 
europas, von der Unterstützung durch die SED und 
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deren Hilfsorganisationen abhängig. Der von ihr 
unterhaltene umfangreiche Apparat, ihre aufwen- 
dige Propaganda- und Pressearbeit, ihre zahlreichen 
Tagungen und sonstigen vielfältigen Aktivitäten 
sind nicht denkbar ohne die beträchtliche finanzielle 
Unterstützung, die der DKP aus der DDR zufließt. 
Die Bundesregierung schätzt diese Zuwendungen auf 
30 Millionen DM im Jahre 1974. Auf die Antwort der 
Bundesregierung in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 29. Januar 1975 wird verwiesen. 
Die Bundesregierung hat zu keiner Zeit einen Zwei- 
fel daran gelassen, daß sie die Ziele der DKP für 
verfassungsfeindlich hält. Sie hat dies wiederholt, 
zuletzt in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages vom 5. Juni 1975, öffentlich erklärt. 

Die Verfassungsfeindlichkeit der Bestrebungen der 
DKP erweist sich bei einem Vergleich ihrer Ziele - 
sozialistische Revolution und Diktatur des Prole- 
tariats - mit den Aussagen des Bundesverfassungs- 
gerichts im KPD-Verbotsurteil vom 17. August 1956. 
Sie wird ferner belegt durch den Vergleich der pro- 
grammatischen Äußerungen der DKP mit den tra- 
genden Prinzipien der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung, wie sie das Bundesverfassungsge- 
richt definiert hat. Die verfassungsfeindliche Ziel- 
setzung der DKP ergibt sich schließlich aus ihrer 
politischen Identifizierung mit dem in der DDR 
bestehenden Staats- und Gesellschaftssystem. 

1. Sozialistische Revolution und Diktatur des 
Proletariats 

Die DKP bekennt sich in den Grundsatzdokumen- 
ten und in Äußerungen führender Funktionäre 
zum Marxismus-Leninismus, wobei sie die im 
kommunistischen Sprachgebrauch üblichen Be- 
zeichnungen „Lehre“ oder „Theorie von Marx, 
Engels und Lenin“ oder „wissenschaftlicher 
Sozialismus“ verwendet: 

„Die Deutsche Kommunistische Partei wirkt als 
marxistische Partei der Arbeiterklasse in der 
Bundesrepublik. Die Tätigkeit der DKP gründet 
sich auf die Lehre von Marx, Engels und Lenin, 
auf den wissenschaftlichen Sozialismus, der auf 
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die Veränderung der Welt gerichtet ist“ (Grund- 
satzerklärung, Präambel, S. 4). 

Nach dem KPD-Verbotsurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfGE 5, 85, 155) führt die aus 
der Lehre des Marxismus-Leninismus zu erschlie- 
ßende gesellschaftliche Entwicklung notwendig 
zur Errichtung einer sozialistisch-kommunisti- 
schen Gesellschaftsordnung auf dem Wege über 
die proletarische Revolution und die Diktatur des 
Proletariats. Bereits aus ihrem Bekenntnis zum 
Marxismus-Leninismus, aber auch aus zahlrei- 
chen anderen Aussagen der DKP ergibt sich, daß 
sie den Sozialismus nur über die sozialistische 
(synonym auch: proletarische) Revolution und 
die Diktatur des Proletariats für erreichbar hält. 
Im KPD-Verbotsurteil vom 17. August 1956 hat 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß 
die sozialistische Revolution und die Diktatur 
des Proletariats mit der freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland unvereinbar sind (BVerfGE 5, 85, 
195). 

Die DKP vermeidet zwar wegen des KPD-Ver- 
botsurteils meist die Verwendung der Begriffe 
„Sozialistische Revolution" und „Diktatur des 
Proletariats" und verwendet statt dessen über- 
wiegend Ausdrücke wie „Sozialistische Umwäl- 
zung" und „Herrschaft" oder „Macht der Arbei- 
terklasse". Im Sprachgebrauch der DKP sind 
diese Begriffe jedoch gleichbedeutend. So heißt 
es in dem vom DKP-Institut für marxistische Stu- 
dien und Forschungen herausgegebenen „Hand- 
buch für Arbeiter und Angestellte zur betrieb- 
lichen und gesellschaftlichen Praxis" (Frankfurt/ 
Main 1973) auf Seite 318 unter dem Stichwort 
„Sozialistische Revolution (Umwälzung)": 

„Grundlegende gesellschaftliche und politische 
Umwälzungen (Revolutionen) sind das Resultat 
des Klassenkampfes . . .". 

In dem in Berlin (Ost) 1973 erschienenen „Klei- 
nen Politischen Wörterbuch" Seite 168 ist das 
Stichwort „Diktatur des Proletariats" erläutert 
als „Politische Herrschaft (Macht) der Arbeiter- 
klasse . . .". 

Die Identität der Begriffe „Revolution" und „Um- 
wälzung" ergibt sich auch aus folgenden pro- 
grammatischen Äußerungen der DKP: 

„Die DKP grenzt sich dadurch auch von der refor- 
mistischen Auffassung ab, . . . der Sozialismus 
(könne) durch eine Summe von Reformen erreicht 
werden. Sie wendet sich auch gegen die Illusion, 
daß man zum Sozialismus durch sogenannte 
systemüberwindende Reformen, das heißt ohne 
die grundlegende Umwälzung der politischen 
und ökonomischen Machtverhältnisse gelangen 
könne" (These 10 des Düsseldorfer Parteitages 
1971; im folgenden „Thesen" zitiert). 

„Die Verwirklichung des Sozialismus ist jedoch 
mehr als eine Reform oder eine Summe von Re- 
formen. Sie ist eine grundlegende Umwälzung 
der politischen und ökonomischen Machtverhält- 
nisse, oder mit einem anderen Wort ausgedrückt: 


Sie ist eine Revolution" (Willi Gerns, Der 
Marxismus als Waffe zur erfolgreichen Vertre- 
tung der Arbeiterinteressen - die Aufgabe der 
DKP im ideologischen Kampf, in „UZ-Extra", 
Eigenbeilage zur DKP-Tageszeitung „UZ" Nr. 241 
vom 17. Oktober 1974, S. 18). 

Die Identität der Begriffe „Diktatur des Prole- 
tariats" und „Macht der Arbeiterklasse" ergibt 
sich aus folgenden Äußerungen: 

„Die sozialistische Gesellschaftsordnung setzt die 
Erringung der politischen Macht durch die Arbei- 
terklasse im Bündnis mit den anderen werktäti- 
gen Schichten voraus" (Thesen des Düsseldorfer 
Parteitages 1971). 

„Sozialismus gibt es nur in den Ländern, in 
denen die Arbeiterklasse unter Führung ihrer 
kommunistischen Partei die politische Macht er- 
rungen . . . hat . . . Die Lösung des Konflikts zwi- 
schen dem gesellschaftlichen Charakter der Pro- 
duktion und der kapitalistischen Aneignung kann 
nur durch die Eroberung der politischen Macht 
durch die Arbeiterklasse und Überführung aller 
wichtigen Produktionsmittel in gesellschaftliches 
Eigentum, das heißt durch den Sozialismus erfol- 
gen. Dieser Grundsatz bestimmt die Politik un- 
serer Partei" (Willi Gerns, a.a.O., S. 18). 

Die „sozialistische Umwälzung" (Revolution) 
setzt - wie das Bundesverfasungsgericht im KPD- 
Urteil (BVerfGE 5, 170 ff.) festgestellt hat - nach 
der Lehre des Marxismus-Leninismus, wie die 
geschichtlichen Beispiele zeigen, die gewaltsame 
Zerschlagung der bisherigen staatlichen Ordnung 
voraus; in Ausnahmefällen kann sie auch auf 
gewaltlosem Wege, z. B. durch Erlangung der 
parlamentarischen Mehrheit durch die Kommu- 
nisten, eingeleitet werden. Es kann dahinstehen, 
welchen Weg zur „sozialistischen Umwälzung" 
die DKP gegenwärtig für zweckmäßig und erfolg- 
versprechend ansieht. Selbst wenn das der ge- 
waltlose Weg sein sollte, müßten ihre grundsätz- 
lichen Vorstellungen über die Gestaltung von 
Staat und Gesellschaft nach Erringung einer 
mehrheitlichen „Herrschaft der Arbeiterklasse" 
mit den Prinzipien unserer freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung im Einklang stehen. 

2. Verhältnis der DKP zum Grundgesetz und zu den 
Prinzipien der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung 

2.1 Die DKP hat ein ausdrückliches Bekenntnis zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
bisher vermieden, behauptet allerdings stets, 
auf der „Basis der im Grundgesetz verkündeten 
demokratischen Prinzipien und Rechte" zu 
kämpfen: 

„Aufgrund der heutigen Bedingung des Klassen- 
kampfes geht die DKP davon aus, daß der 
Kampf der Arbeiterklasse und der anderen 
demokratischen Kräfte um die demokratische 
Erneuerung von Staat und Gesellschaft, um eine 
antimonopolistische Demokratie, am besten ge- 
eignet ist, den Weg zum Sozialismus zu öffnen. 
Die DKP erstrebt diese Umgestaltung auf der 
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Basis der im Grundgesetz verkündeten demo- 
kratischen Prinzipien und Rechte" (These 9). 

Auf diesen Satz wird regelmäßig verwiesen, 
wenn es gilt, die verfassungskonforme Einstei* 
lung der DKP zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung darzutun. Dieses auf die „demo- 
kratischen Prinzipien und Rechte" beschränkte 
Bekenntnis der DKP stellt sich jedoch im Licht 
des „wissenschaftlichen Sozialismus" nicht als 
ein Bekenntnis zu den Grundsätzen unserer frei- 
heitlichen demokratischen Grundordnung, son- 
dern zu deren Gegenteil dar. 

Nach der Lehre des „wissenschaftlichen Sozia- 
lismus" haben die kommunistischen Parteien 
der „kapitalistischen" Länder für die „maximale 
Erweiterung der demokratischen Rechte und 
Freiheiten" zu kämpfen, weil diese günstige 
Kampfbedingungen für die Kommunisten schaf- 
fen (u. a. im „Sach Wörterbuch der Geschichte 
Deutschlands und der deutschen Arbeiterbewe- 
gung". Dietz Verlag, Berlin 1969, Band I, S. 340), 
Audi die DKP sieht die demokratischen Grund- 
rechte und Freiheiten vor allem als ein Kampf- 
mittel der Arbeiterklasse an: 

„Die Interessen der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten erfordern die Verteidigung der 
demokratischen Grundrechte und Freiheiten und 
den Kampf um ihre Erweiterung. Diese Rechte 
wurden den reaktionären Kräften vor allem 
durch den Kampf der Arbeiterbewegung abge- 
rungen. Mögen sie heute auch noch so begrenzt 
und formal sein, sie können und müssen von der 
Arbeiterklasse als Waffe im Kampf für ihre Ge- 
genwarts- und Zukunftsinteressen genutzt wer- 
den" (These 14, ähnlich auch in These 4). 

2.2 Die Frage, ob die DKP selbst „auf dem Boden 
der im Grundgesetz verkündeten demokrati- 
schen Prinzipien und Rechte steht", wie sie 
selbst von sich behauptet, läßt sich nur aufgrund 
einer Untersuchung ihres Verhältnisses zu jenen 
Elementen der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung beantworten, die deren unver- 
zichtbaren Kernbestand ausmachen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung über das Verbot der rechtsextremisti- 
schen Sozialistischen Reichspartei die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung wie folgt 
definiert (BVerfGE 2, 1, 12 f.): 

. So läßt sich die freiheitliche demokratische 
Grundordnung als eine Ordnung bestimmen, die 
unter Ausschluß jeglicher Gewalt- und Willkür- 
herrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsord- 
nung auf der Grundlage der Selbstbestimmung 
des Volkes nach dem Willen der jeweiligen 
Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit dar- 
stellt. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser 
Ordnung sind mindestens zu rechnen: Die Ach- 
tung vor den im Grundgesetz konkretisierten 
Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der 
Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, 
die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die 
Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetz- 


mäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit 
der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die 
Chancengleichheit für alle politischen Parteien 
mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung 
und Ausübung einer Opposition." 

Die DKP lehnt diese Grundprinzipien einer frei- 
heitlichen reditsstaatlichen Demokratie ab, wie 
sich aus ihren eigenen Äußerungen ergibt. 

2.2.1 Achtung vor den im Grundgesetz konkretisier- 
ten Menschenrechten 

Während das Grundgesetz die Grundrechte als 
Konkretisierung der unantastbaren Menschen- 
würde (Artikel 1 Abs. 1 Grundgesetz) in ihrem 
Wesensgehalt (Artikel 19 Abs. 2 Grundgesetz) 
jeglicher staatlichen Verfügungsgewalt ent- 
zieht und prinzipiell jedermann gewährleistet, 
will die DKP die Freiheitsrechte in dem von ihr 
erstrebten sozialistischen System dann nicht 
gelten lassen, wenn von ihnen in einer Weise 
Gebrauch gemacht wird, die dem Ziel des 
„Sozialismus" oder dem Weg dorthin zuwider- 
läuft: 

„Freiheitsbeschränkungen im Sozialismus ent- 
springen jedoch nicht dem Wesen des Sozialis- 
mus, sondern ergeben sich aus der Notwendig- 
keit, die neue Ordnung, die neuen gesellschaft- 
lichen und persönlichen Freiheiten, die soziali- 
stischen Grundrechte gegen die Aggressivität 
des Imperialismus, gegen seine geistige und 
politische Konterrevolution zu schützen. „Frei- 
heit" für die Verbreitung reaktionärer kapita- 
listischer Organisationen, Zeitungen, Institu- 
tionen usw. im Sozialismus, die unkontrollierte 
Öffnung der Grenzen . . . würde nicht nur be- 
deuten zuzulassen, daß die Grundlagen des 
Sozialismus untergraben werden, es würde 
schließlich auch bedeuten, die feindlichen Klas- 
sengegensätze, die der Sozialismus überwun- 
den hat, immer wieder auf die neue Gesell- 
schaft zu übertragen . . .". 

(Aus Artikel „Zur Freiheitsauffassung des 
Marxismus" von Hans Adamo, in „Marxisti- 
sche Blätter", Heft 2, März/April 1972, Seite 
42). 

Das bedeutet, daß in der von der DKP ange- 
strebten sozialistischen Gesellschaftsordnung 
die Freiheitsrechte wegen der Notwendigkeit 
des Schutzes der neuen Ordnung vor der 
„Konterrevolution" allenfalls für Teile der Be- 
völkerung und nur im Sinne der Einordnung in 
das vorgegebene System vorstellbar sind. Das 
ist das Gegenteil der Freiheit, wie sie das 
Grundgesetz gewährleistet. 

An dieser Einschätzung ändert auch nichts die 
kommunistische Utopie von der vollen Ver- 
wirklichung der Freiheitsrechte in der Endstufe 
der Entwicklung zum Kommunismus. Ein poli- 
tisches System, das um der Erreichung einer in 
unbestimmter Zukunft liegenden allgemeinen 
Freiheit willen die unabdingbaren Grundrechte 
des einzelnen jetzt ganz oder teilweise vorent- 
hält oder wesentlich einschränkt, ist mit der 
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freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
unvereinbar. 

2.2.2 Volkssouveränität 

Nach dem Demokratieverständnis des Grund- 
gesetzes geht die Staatsgewalt vom Volke aus 
(Artikel 20 Abs. 2 Satz 1 GG). Dieses ist der 
eigentliche Träger der Staatsgewalt. Das Volk 
bringt seinen politischen Willen durch Wahlen 
und Abstimmung zum Ausdruck. 

Das Recht des Bürgers auf Teilhabe an der 
politischen Willensbildung äußert sich auch in 
der Einflußnahme auf den ständigen Prozeß 
der politischen Meinungsbildung, der Bildung 
der „öffentlichen Meinung" (BVerfGE 20, 56, 
98). Dabei ist wesentlich, daß sich die Willens- 
bildung vom Volk zu den Staatsorganen, nicht 
umgekehrt von den Staatsorganen zum Volk 
hin, vollziehen muß (BVerfGE 20, 56, 99). Jede 
Form von Diktatur ist damit verboten. 

Zum Prinzip der Volkssouveränität fordert die 
DKP, nach grundlegender Änderung politischer 
Machtverhältnisse, wie sie in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gegeben seien, müsse die 
„arbeitende Bevölkerung als absolute Mehrheit 
des Volkes ihren Einfluß in allen Bereichen des 
politischen und gesellschaftlichen Lebens" aus- 
üben (aus: Artikel „Zur freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung" von Klaus Böwer - 
„Marxistische Blätter", Heft 2, März/ April 
1972, S. 21, 22). 

Mit der arbeitenden Bevölkerung als absolute 
Mehrheit des Volkes ist die Arbeiterklasse ge- 
meint, deren Herrschaft es zu erringen gelte. 
Dies kommt in These 3 zum Ausdruck: 

„Das staatsmonopolistische System muß über- 
wunden werden. Die antimonopolistischen 
Kräfte, unter Führung der Arbeiterklasse, müs- 
sen sich die politischen Macht, den entscheiden- 
den Einfluß in allen Bereichen der Gesellschaft 
erkämpfen." 

Nach den programmatischen Vorstellungen der 
DKP soll also die Staatsgewalt nicht mehr - 
wie vom Grundgesetz gefordert - vom ganzen 
Volke, sondern von einem Teil desselben, der 
Arbeiterklasse ausgehen. Die politische 
Organisation der Arbeiterklasse aber ist - un- 
abhängig von irgendwelchen Mehrheitsver- 
hältnissen, die bei Wahlen oder Abstimmun- 
gen festgestellt werden könnten - nach marxi- 
stisch-leninistischer Lehre die kommunistische 
Partei. In der Verfassung der DDR, die von der 
DKP als nachzuahmendes Beispiel hingestellt 
wird, ist dementsprechend diese Führungsrolle 
der kommunistischen Partei auf Dauer fest- 
gelegt (Artikel 1 Abs. 1 DDR-Verf.). 

Damit wird klar, daß die DKP die Volks- 
souveränität, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland verwirklicht ist, ablehnt und an 
ihre Stelle die Herrschaft der Arbeiterklasse 
(Diktatur des Proletariats) unter Führung der 
kommunistischen Partei setzen will. 


2.2.3 Gewaltenteilung 

Nach dem Prinzip der Teilung der Gewalten, 
wie es in Artikel 20 Abs. 2 Satz 2 GG zum Aus- 
druck kommt, wird die Staatsgewalt - von 
Wahlen und Abstimmungen abgesehen - durch 
besondere Organe der Gesetzgebung, der voll- 
ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung aus- 
geübt. Gewaltenteilung ist ein tragendes 
Organisationsprinzip des Grundgesetzes. Sinn 
der Gewaltenteilung ist es, daß die Organe der 
Legislative, Exekutive und Justiz sich gegen- 
seitig kontrollieren und begrenzen, damit die 
Staatsmacht gemäßigt und die Freiheit des ein- 
zelnen geschützt wird (BVerfGE 9, 268, 279). 
Diesem tragenden Prinzip des klassischen 
demokratischen Staates erteilt die DKP eine 
klare Absage, indem sie die Volksvertretung 
in der DDR als typisch für sozialistische Volks- 
vertretungen beschreibt: 

„Von ihrem Wesen her ist diese Stellung der 
Volksvertretungen eine prinzipielle Absage an 
jede Form der Zersplitterung der politischen 
Macht der von der Arbeiterklasse geführten 
Werktätigen. Sie bedeutet den völligen Bruch 
mit dem bürgerlichen Prinzip der Gewalten- 
teilung, mit dem im bürgerlichen Staat ein mit 
den Monopolen verflochtener Verwaltungs- 
apparat das Parlament bei Bedarf faktisch aus- 
schalten, zu einem politischen Schattendasein 
verurteilen, ggf. auch auflösen kann oder mit 
dem etwa die Justiz im Interesse der herr- 
schenden Klassenkräfte die Gesetze des Parla- 
ments überprüfen und ihren Vollzug aussetzen 
kann. " 

(aus: Artikel „Die sozialistischen Volksvertre- 
tungen in der DDR" von Hans-Joachim Karlic- 
zek, „Marxistische Blätter", Heft 2, März/April 
1972, S. 59). 

Die Ablehnung des „bürgerlichen Prinzips der 
Gewaltenteilung" verbindet die DKP mit dem 
Hinweis auf die in der DDR bestehende Iden- 
tität zwischen der Volksvertretung und dem 
Staatsapparat, die beide Teile der „einheit- 
lichen sozialistischen Staatsmacht" sind. Damit 
wird deutlich, daß die DKP den totalitären 
sozialistischen Staat anstrebt, in dem unter 
tatsächlicher Aufhebung aller kontrollierenden 
Funktionen der Gewaltenteilung untereinan- 
der alle Macht in einer Hand vereint ist. 

2.2.4 Mehrparteiensystem, Chancengleichheit für 
alle politischen Parteien, Recht auf verfas- 
sungsmäßige Bildung und Ausübung einer 
Opposition 

Das Grundgesetz hat die politischen Parteien 
in Artikel 21 als verfassungsrechtlich notwen- 
dige Instrumente für die politische Willens- 
bildung des Volkes anerkannt und sie in den 
Rang einer verfassungsrechtlichen Institution 
erhoben (BVerfGE 11, 266, 273). Nach Artikel 
21 Abs. 1 Satz 2 GG ist die Gründung von Par- 
teien frei. Dadurch ist verfassungsrechtlich das 
Mehrparteienprinzip gewährleistet und das 
Entstehen eines Einparteienstaats ausgeschlos- 
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sen. Damit ist eng der Grundsatz der Chancen- 
gleichheit der Parteien verbunden. Er verbietet 
jede Ungleichbehandlung der Parteien, beson- 
ders bei der Ausgestaltung des Wahlrechts und 
bei der Regelung der Vorbereitung der Wah- 
len (vgl. z. B. BVerfGE 14, 121, 133). 

Hingegen haben das Mehrparteienprinzip und 
das Recht auf Ausübung einer Opposition in 
dem von der DKP erstrebten Gesellschafts- 
system keinen Platz und werden folglich abge- 
schafft, wenn diese Ordnung in der Bundes- 
republik Deutschland errichtet werden sollte. 
Äußerungen von DKP-Funktionären (vgl. das 
Zitat von Adamo unter 2.2.1) zeigen, daß die 
DKP Andersdenkenden, die nach Belieben als 
„Monopolkapitalisten", „Neonazis" oder „Reak- 
tionäre" bezeichnet werden können, keine 
Freiheit einräumen will. Für miteinander kon- 
kurrierende politische Parteien und eine ver- 
fassungsmäßige Opposition gibt es in ihrem 
System keinen Raum. Die DDR, in der die 
dauernde „Führung der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-leninistischen Partei" in Ar- 
tikel der DDR-Verfassung festgelegt ist, ist ein 
Beispiel für ein solches System. In diesem 
System sind alle anderen Parteien von jeder 
wirklichen Teilnahme an der Machtausübung 
im Staate ausgeschlossen und eine Opposition 
schon gedanklich nicht möglich. 

2.2.5 Unabhängigkeit der Gerichte 

Die Verfassungsgarantie der richterlichen Un- 
abhängigkeit verbietet jede vermeidbare Ein- 
flußnahme der Exekutive auf die Rechtsstel- 
lung des Richters (vgl. BVerfGE 12, 81, 88). 
Artikel 97 Abs. 1 GG gewährleistet allen Rich- 
tern die sachliche Unabhängigkeit. Sie sind, 
soweit sie Recht sprechen, an Weisungen nicht 
gebunden und nur dem Gesetz unterworfen 
(BVerfGE 26, 186, 198). 

Schon aus der Tatsache, daß die DKP die Ge- 
waltenteilung ablehnt (vgl. 2.2.3), folgt auch 
eine Absage an unabhängige Gerichte. Die fol- 
gende Äußerung - auch wenn sie die Entwick- 
lung in der DDR darstelt - läßt daran keinen 
Zweifel: 

„Im Prozeß der revolutionären Umwälzung der 
Gesellschaft, der Eroberung der politischen 
Macht und der Errichtung der Diktatur des 
Proletariats schaffen sich die werktätigen Mas- 
sen ihre eigenen Rechtspflegeorgane. Sie zer- 
schlagen den bürgerlich-bürokratischen Ge- 
richtsapparat und ersetzen ihn durch neue 
Rechtspflegeorgane, die ausschließlich der 
Durchsetzung ihrer im Recht formulierten Klas- 
seninteressen zu dienen haben, die selbst 
Hebel zur Entfaltung und Festigung der revo- 
lutionären politischen Macht der Arbeiter- 
klasse und zur Lösung der konkret-historischen 
Aufgaben der sozialistischen Gesellschaftsord- 
nung sind. Ihre Funktion ist keine andere als 
die des sozialistischen Staates und seines 
Rechts selbst. Als Bestandteile der Diktatur 
des Proletariats nehmen sie alle Wesenszüge 


der politischen Macht der Arbeiterklasse in 
sich auf und folgen der Dynamik ihrer gesetz- 
mäßigen Entwicklung. Als Träger der poli- 
tischen Macht üben die Werktätigen unter 
Führung der Arbeiterklasse ihre Rechtspflege 
selbst aus. Sie ist organisiert nach dem Lenin- 
schen Prinzip der Teilnahme der Massen und 
der Kontrolle der Öffentlichkeit über die Ge- 
setzlichkeit und Gerechtigkeit der Tätigkeit 
der Rechtspflegeorgane." 

(aus: Artikel „Die Teilnahme der Werktätigen 
an der Rechtsprechung in der DDR" von Gün- 
ter Lehmann, „Marxistische Blätter", Heft 2, 
März/April 1972, S. 67). 

Nichts macht den totalitären verfassungsfeind- 
lichen Charakter des von der DKP erstrebten 
Systems deutlicher als die Aussage, daß im 
Sozialismus die Rechtspflegeorgane ausschließ- 
lich dem Staat und seinen Interessen zu dienen 
haben. Die Justiz befindet sich damit in totaler 
Abhängigkeit vom Staatsapparat und kann 
den durch die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land verfassungsrechtlich garantierte richter- 
liche Unabhängigkeit bewirkten Schutz der 
Rechte des einzelnen nicht mehr gewährleisten. 

3. Programmatische Identifizierung der DKP mit 
dem politischen System der DDR 
Die verfassungsfeindliche Zielsetzung der DKP 
ergibt sich schließlich unverhüllt aus ihrer voll- 
ständigen und vorbehaltlosen Identifizierung mit 
dem in der DDR herrschenden Staats- und Ge- 
sellschaftssystem, das sie in jeder Hinsicht als 
beispielhaft und vorbildlich für eine in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu errichtende soziali- 
stische Gesellschaftsordnung hinstellt. Das ergibt 
sich aus einer Fülle programmatischer Äußerun- 
gen, von denen nachstehend eine Auswahl 
wiedergegeben wird: 

„In der DDR haben die Arbeiter, unsere Klassen- 
genossen, die Macht. Ihre politische und organi- 
satorische Vereinigung und die Führung durch 
ihre marxistisch-leninistische Partei, die SED, 
haben sie befähigt, ihre von Marx, Engels und 
Lenin theoretisch begründete historische Rolle 
praktisch zu verwirklichen ... In der DDR hat 
die Arbeiterklasse, dem Bündnis mit den ande- 
ren Werktätigen, einen sozialistischen Staat auf- 
gebaut, . . . Die SED hat sich, ... als die erfolg- 
reichste Partei in der deutschen Geschichte er- 
wiesen, . . . weil sie konsequent auf der Grund- 
lage des Marxismus-Leninismus handelt . . ." 
(These 18). 

Die erfolgreiche Entwicklung der DDR stärkt un- 
sere Kampfposition in der Bundesrepublik. Die 
DDR zeigt uns durch den Aufbau des Sozialismus 
die Grundlinien unserer eigenen Zukunft. Das 
positive Verhältnis zur DDR ist darum der Grad- 
messer eines jeden Kommunisten in der Bundes- 
republik." 

(„Probleme des ideologischen und politischen 
Kampfes und die Rolle der DKP" ~ Referat von 
Willi Gerns auf der 8. Tagung des PV der DKP 
am 27. Februar 1971, „UZ-Extra", S. 22). 
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Es ist ein Glück . . daß es den Arbeiter- und 
Bauernstaat auf deutschem Boden gibt, daß die 
Werktätigen in der DDR sich unter Führung der 
SED eine Ordnung frei von Ausbeutung und 
Unterdrückung . . . aufbauen, in der es keinen 
Platz . . . für Völkerhaß gibt.“ 

(„Gruß der DKP zum 25, Jahrestag der SED“ von 
Kurt Bachmann, in: DKP- Wochenzeitung „Unsere 
Zeit" vom 24. April 1971). 

Am Beispiel DDR kann die Arbeiterklasse der 
Bundesrepublik ermessen, welche großartige Zu- 
kunft sie sich schaffen kann, wenn sie das men- 
schenfeindliche imperialistische System überwin- 
det und an den Aufbau des Sozialismus heran- 
geht.“ 

(Interview mit Kurt Bachmann, zum VIII. Partei- 
tag der SED „Marxistische Blätter", Heft 4, Juli/ 
August 1971, S. 6). 

Die Deutsche Demokratische Republik verkörpert 
für uns Kommunisten der Bundesrepublik die 
Verwirklichung der hohen Ziele, für die die deut- 
sche Arbeiterbewegung seit über 100 Jahren 
kämpfte. Mit dem Aufbau und der Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung nach 
den Grundsätzen der Theorie von Marx, Engels 
und Lenin in fester Kampfgemeinschaft mit der 
Sowjetunion und der KPdSU, vollbringt das Volk 
der Deutschen Demokratischen Republik, unter 
Führung der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, ein historisches Werk, das auch 
für die Arbeiterklasse der Bundesrepublik zu- 
kunftweisend und beispielgebend ist." 

(DKP- Wochenzeitung „Unsere Zeit", Nr. 41 vom 
9. Oktober 1971). 

Nach Verfassungsrecht und Verfassungswirklich- 
keit in der DDR ist offenkundig, daß das dort 
herrschende System im Widerspruch steht zu 
Grundprinzipien der verfassungsmäßigen Ord- 
nung in der Bundesrepublik Deutschland. Dieses 
System aber sieht die DKP als beispielgebend an 
für eine in der Bundesrepublik zu errichtende 
sozialistische Gesellschaftsordnung. 

Das von der DKP angestrebte sozialistische Sy- 
stem ist nach allem mit den unverzichtbaren 
Elementen der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung des Grundgesetzes unvereinbar; 
sie verfolgt also verfassungsfeindliche Ziele, und 
zwar auch dann, wenn sie die Fähigkeit zu ihrer 
Verwirklichung - was nach der marxistisch-leni- 
nistischen Theorie allenfalls in Ausnahmefällen 
denkbar erscheint - auf gewaltlose Weise, etwa 
durch Gewinnung der parlamentarischen Mehr- 
heit, anstreben sollte. 


Dies zur Erläuterung vorausgeschickt, beant- 
worte ich die einzelnen Fragen wie folgt: 

1. Lassen sich Parteiprogramm der DKP einerseits 
und ihre tatsächliche Politik andererseits unter- 
scheiden, dergestalt, daß eine verfassungs- 
feindlidie Zielsetzung hier bejaht und dort 


verneint werden kann, oder kann die Pro- 
grammatik nur im Licht der tatsächlich be- 
triebenen Politik zutreffend beurteilt werden 
mit der Folge, daß nur eine einheitliche Ant- 
wort auf die Frage nach dem Charakter der 
Zielsetzung der DKP möglich ist? 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts (BVerfGE 2, 21 f.; 5, 144) ist die Zielsetzung 
einer Partei nicht nur aus dem Programm, sondern 
ebenso aus den sonstigen parteiamtlichen Erklärun- 
gen, aus den Äußerungen führender Funktionäre 
oder sonst als maßgebend anerkannter Autoren und 
weiterhin in erheblichem Umfang aus dem Verhalten 
der Parteiorgane und der Anhänger zu ersehen. 
Auch bei der DKP ist somit nur eine einheitliche 
Beurteilung ihrer Zielsetzung möglich. 


2. Welche programmatischen Aussagen der DKP 
sind im übrigen nach Auffassung der Bundes- 
regierung maßgebend für die Messung ihrer 
Zielsetzung an unserer Verfassungsordnung? 

Die Frage ist in der Vorbemerkung bereits beant- 
wortet. 


3. Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die Zielsetzung der Essener Grundsatzerklä- 
rung und der Düsseldorfer Thesen der DKP 
zutreffend bewerten ohne Berücksichtigung der 
Aussagen des Hamburger Parteitages, der ver- 
schiedenen Tagungen des Parteivorstandes und 
anderer grundsätzlicher Äußerungen führender 
kommunistischer Funktionäre einschließlich 
solcher aus den sozialistischen Ländern, mit 
deren Politik die DKP nach eigenen Erklärun- 
gen übereinstimmt? 

Die Zielsetzung der DKP kann anhand der Grund- 
satzdokumente hinreichend und zutreffend beurteilt 
werden. Die Aussagen des Hamburger Parteitages, 
der verschiedenen Tagungen des Partei Vorstandes 
und andere grundsätzliche Äußerungen (z. B. im 
Theorie-Organ der DKP „Marxistische Blätter“) füh- 
render kommunistischer Funktionäre einschließlich 
solcher aus den sozialistischen Ländern mit deren 
Politik die DKP nach eigenen Erklärungen überein- 
stimmt, enthalten keine neue Programmatik, son- 
dern dienen der Interpretation und zeigen, inwie- 
weit die programmatischen Aussagen im Zeitablauf 
bestätigt, verdeutlicht oder angepaßt werden. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die theore- 
tische und praktizierte Auffassung in der deut- 
schen Sozialdemokratie, Europa bedürfe einer 
international abgestimmten demokratisch- 
sozialistischen Strategie, in die auch die kom- 
munistischen Parteien Frankreichs und Italiens 
(KPI) einzubeziehen seien? 

Es entspricht ständiger Übung der Bundesregierung, 
Einzelbeiträge zur innerparteilichen Diskussion 
demokratischer Parteien nicht regierungsamtlich zu 
bewerten. 


6 



Deutsdier Bundestag — 7, Wahlperiode 


Drucksache 7l^23i\ 


5 . Teilt die Bundesregierung die unter ihrer Ver- 
antwortung publizierte Auffassung, daß es not- 
wendig sei, mit der KPI und der illegalen 
spanischen KP in einen Dialog zu treten? 

Gemeint ist offenbar die von Dr. Heinz Timmer- 
mann, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter des 
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und inter- 
nationale Studien, in seinem Aufsatz „Westeuropas 
Kommunisten und die Politik der Entspannung" ver- 
tretene Auffassung, man solle . die großen kom- 
munistischen Parteien Westeuropas . . . auch hier- 
zulande ernst nehmen und ihnen den Dialog nicht 
verweigern . . Nach Dr. Timmermanns Auffassung 
befinden sich „zumindest die italienischen und spani- 
schen Kommunisten mitten in einem Adaptionspro- 
zeß"; der Dialog könne ihnen möglicherweise „hel- 
fen, diesen beschleunigt zum Abschluß zu bringen". 

Der Aufsatz Dr. Timmermanns wurde in Heft 19/ 
1975 der „Berichte" des Bundesinstituts für ostwis- 
senschaftliche und internationale Studien vom April 
1975 sowie in der Beilage „Aus Politik und Zeit- 
geschichte" Nr. 21/75 zu der von der Bundeszentrale 
für politische Bildung herausgegebenen Wochen- 
zeitung „Das Parlament" vom 24. Mai 1975 ver- 
öffentlicht. 

Wie sich aus den Impressen beider Publikationen 
ergibt, stellen die in ihnen veröffentlichten Beiträge 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers und so- 
mit auch nicht der Bundesregierung dar, sondern 
geben ausschließlich die persönliche Auffassung des 
Autors wieder. Die Bundesregierung sieht daher 
keinen Anlaß, zu der zitierten persönlichen Auf- 
fassung Dr. Timmermanns Stellung zu nehmen. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Zielsetzung der KPI, die in der Bundes- 
republik Deutschland fast 4000 Mitglieder und 
eine ausgebaute Organisation hat, nach Pro- 
gramm und Politik nicht in Übereinstimmung 
mit unserer Verfassungsordnung steht? 

7. Stehen nach Auffassung des für ein etwaiges 
Verbot der KPI als Ausländerverein aus- 
schließlich zuständigen Bundesinnenministers 
einem solchen Verbot rechtliche Gründe ent- 
gegen? 

Soweit die KPI in der Bundesrepublik Deutschland 
tätig ist, ist sie - anders als die DKP - nicht als 
Partei, sondern als Ausländerverein nach Ausländer- 
und Vereinsrecht zu beurteilen. 

Nach § 6 Abs. 2 des Ausländergesetzes kann die 
politische Betätigung von Ausländern eingeschränkt 
oder untersagt werden, wenn die Abwehr von Stö- 
rungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
oder von Beeinträchtigungen der politischen Wil- 
lensbildung in der Bundesrepublik Deutschland oder 
sonstige erhebliche Belange der Bundesrepublik 
Deutschland es erfordern. 

Das Vereinsgesetz eröffnet in § 14 die Möglichkeit, 
Ausländervereine zu verbieten, wenn sie durch poli- 
tische Betätigung die innere oder äußere Sicherheit, 
die öffentliche Ordnung oder sonstige erhebliche 


Belange der Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder verletzen oder gefährden. 

Die Bundesregierung hat bereits in den Fragestun- 
den des Deutschen Bundestages am 24. Februar 1972 
und am 11. Juni 1975 dargelegt, aus welchen Grün- 
den sie bisher Maßnahmen gegen die Betätigung der 
KPI im Bundesgebiet nicht ergriffen hat. Sie hat aus- 
geführt, daß sie erhebliche Belange der Bundesrepu- 
blik Deutschland i. S, des § 14 des Vereinsgesetzes 
dann als gefährdet ansieht, wenn innenpolitische 
Streitigkeiten anderer Länder auf das Bundesgebiet 
übertragen und hier ausgetragen werden. Die Bun- 
desregierung hält es nach diesem Grundsatz nicht 
für geboten, gegen jegliche politische Betätigung 
von Ausländern einzuschreiten. Maßgebend werden 
jeweils die Umstände des Einzelfalles sein, in dem 
es darauf ankommt, ob die Art der politischen Be- 
tätigung zu besonderen Spannungen oder Streitig- 
keiten führt, ob sie Zielen dient, deren Förderung 
wegen ihres besonderen Unwertgehaltes nicht hin- 
genommen werden kann oder ob sie als Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der Bundesrepublik 
angesehen werden muß. 

Auf der Grundlage dieser Erwägungen haben die 
Bundesregierung ebenso wie alle hier ebenfalls 
mit zuständigen Landesregierungen bisher Maßnah- 
men gegen die Betätigung der KPI im Bundesgebiet 
nicht ergriffen. 


8. Hat das Interesse der Bundesrepublik Deutsch- 
land an der Bekämpfung verfassungsfeind- 
licher Betätigung von Ausländervereinen, die 
sich in zunehmendem Maße auch in inner- 
politischen Diskussionen einmischen (vgl. die 
Aktionen gegen die sogenannten „Berufsver- 
bote"), nach Auffassung der Bundesregierung 
hinter dem möglichen Interesse von ausländi- 
schen Arbeitnehmern an einer Betreuung durch 
solche Vereine zurückzutreten? 

Bereits aus der Antwort zu Frage 7 geht hervor, 
welche Erwägungen bei der Anwendung des § 14 
des Vereinsgesetzes für die Bundesregierung maß- 
geblich sind. Nach dem dort Dargelegten kann keine 
Rede davon sein, daß das Interesse der Bundesrepu- 
blik Deutschland an der Bekämpfung verfassungs- 
feindlicher Betätigung von Ausländervereinen hinter 
dem möglichen Interesse von ausländischen Arbeit- 
nehmern an einer Betreuung durch solche Vereine 
zurückzutreten habe. 

Die Bundesregierung hat im übrigen keine Kenntnis, 
daß sich Ausländervereine im Bundesgebiet in zu- 
nehmendem Maße auch in innerpolitische Diskussio- 
nen, z. B. bei Aktionen gegen die sog. „Berufsver- 
bote", einmischen. Soweit an politischen Veranstal- 
tungen im Bundesgebiet, z. B. gegen die sog. „Be- 
rufsverbote", einzelne Mitglieder ausländischer 
kommunistischer Parteien teilgenommen haben, han- 
delt es sich zumeist um im Ausland wohnende Per- 
sonen, die auf Einladung in der Bundesrepublik 
ansässiger Vereinigungen, wie z. B. der Initiative 
„Weg mit den Berufsverboten" in der Bundesrepu- 
blik aufgetreten sind. 
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9. Welche Gründe sprechen nach Auffassung der 
Bundesregierung sonst für die weitere Hin- 
nahme der Tätigkeit der KPI in unserem 
Lande? 

Die Frage ist durch die Antwort auf Frage 7 bereits 
beantwortet. 


10. Wie viele Mitglieder der KPI in der Bundes- 
republik Deutschland sind 

a) im öffentlichen Dienst, 

b) in Anstalten und Einrichtungen des öffent- 
lichen Rechts 

beschäftigt? 

Nach der zuletzt am 21. März 1972 vom Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung veröffentlichten 
Statistik über die Berufsschichtung ausländischer 
Arbeitnehmer im Bundesgebiet waren zu diesem 
Zeitpunkt 11313 Italiener (darunter rund 5300 
Frauen) im öffentlichen Dienst des Bundes, der Län- 
der und der Kommunalverwaltungen tätig. Ihre Zahl 


ist seither vermutlich gesunken. Die Gesamtzahl der 
in der Bundesrepublik Deutschland tätigen italieni- 
schen Arbeitnehmer beträgt gegenwärtig rund 
370 000. Allein die Bundesbahn beschäftigt 5276 
italienische Hilfskräfte. Daneben sind insgesamt 
noch mehrere tausend Italiener bei der Bundespost 
(ca. 2700) sowie zur Verrichtung kommunaler Dienst- 
leistungen (Straßenreinigung, Müllabfuhr usw.) ein- 
gesetzt. Eine relativ starke Gruppe bilden außerdem 
die z. B. im Bundesgebiet in ihren erlernten Berufen 
tätigen 571 italienischen Lehrer. 

Da bisher nur etwa die Hälfte der 4000 Mitglieder 
der PCI in der Bundesrepublik Deutschland durch 
politische Aktivitäten hervorgetreten oder aufgrund 
von Ermittlungen des Verfassungsschutzes nament- 
lich erfaßt worden ist, sind genaue Angaben über die 
Zahl der im öffentlichen Dienst oder in Anstalten 
und Einrichtungen des öffentlichen Rechts beschäf- 
tigten PCI-Mitglieder nicht möglich. 

Es haben sich im übrigen bisher keine Anhalts- 
punkte dafür ergeben, daß italienische Kommunisten 
Arbeitsplätze im Geheimschutzbereich des öffent- 
lichen Dienstes innehaben. 
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